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Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Streitgegenstand

ändernder ersetzender oder
modifizierender Verwaltungsakt
Quartalshonorarbescheid

Leitsätze Eine Änderung Ersetzung oder
Modifizierung des
Quartalshonorarbescheides iS der § 86 §
96 Abs 1 SGG ist nicht gegeben wenn
zusätzlich zu diesem ein weiterer
Bescheid eine Mehrvergütung gemäß
einer Modellvereinbarung gewährt. Auch
eine "entsprechende" Anwendung der §
86 § 96 Abs 1 SGG kommt nicht in
Betracht.

Normenkette SGG § 86
SGG § 96 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 KA 21/98
Datum 28.06.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 KA 105/00
Datum 21.03.2003

3. Instanz

Datum 23.02.2005

Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgerichts vom 21. Januar 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin hat
der Beklagten deren auÃ�ergerichtliche Kosten fÃ¼r das Revisionsverfahren zu
erstatten. Im Ã�brigen sind Kosten nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:
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I

Das Verfahren, in dem es um hÃ¶heres Honorar geht, betrifft vorrangig die Frage
der (Mit-)Anfechtung weiterer VergÃ¼tungsbescheide.

Die KlÃ¤gerin, eine vertragsÃ¤rztliche Gemeinschaftspraxis aus Chirurgen und
OrthopÃ¤den in der Form einer BGB-Gesellschaft, begehrt eine hÃ¶here
VergÃ¼tung fÃ¼r die von ihr in den Quartalen IV/1997 und I/1998 erbrachten
ambulanten Operationsleistungen. Sie nahm in den Quartalen I/1996 bis II/1998 an
einer Modellvereinbarung "Ambulantes Operieren" teil, die die zu 1. beigeladene
AOK und die beklagte KassenÃ¤rztliche Vereinigung abgeschlossen hatten. Die
Vereinbarung war zunÃ¤chst am 17. Dezember 1996 fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
Januar 1996 bis zum 30. Juni 1997 zu Stande gekommen und wurde dann am 28.
Juli 1998 rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die weitere Zeit bis zum 30. Juni 1998 verlÃ¤ngert.

Die Vereinbarung regelte vor allem in DM-BetrÃ¤gen angegebene
PauschalvergÃ¼tungen fÃ¼r verschiedene Operationen sowie fÃ¼r nÃ¤chtliche
Unterbringung und Betreuung. Die Beklagte nahm die Berechnung und Zahlung an
die VertragsÃ¤rzte vor. Sie erlieÃ� neben den Quartalsabrechnungsbescheiden
jeweils zeitlich nachfolgend gesonderte Honorarbescheide Ã¼ber die nach der
Modellvereinbarung zu zahlende MehrvergÃ¼tung (MehrvergÃ¼tungsbescheide).

Die KlÃ¤gerin legte gegen die MehrvergÃ¼tungsbescheide fÃ¼r die Quartale I/1996
bis III/1997 jeweils WidersprÃ¼che ein, mit denen sie eine hÃ¶here VergÃ¼tung
nach der Modellvereinbarung geltend machte. Gegen die zurÃ¼ckweisenden
Widerspruchsbescheide erhob sie jeweils Klage. Das Sozialgericht hat die
Klageverfahren verbunden und die Beklagte zur Neuberechnung der
MehrvergÃ¼tungen nach der Modellvereinbarung fÃ¼r die Quartale I/1996 bis
III/1997 (AOK-Bereich) und fÃ¼r die Quartale III/1996 bis II/1997
(Ersatzkassenbereich) verurteilt (Urteil vom 28. Juni 2000). Die Beklagte hat
Berufung eingelegt.

Die KlÃ¤gerin erhob gegen die Quartalsabrechnungsbescheide fÃ¼r IV/1997 und
I/1998 (vom 20. April 1998 und vom 16. Juli 1998) jeweils Widerspruch (am 15. Mai
1998 und am 13. August 1998). Die MehrvergÃ¼tungsbescheide fÃ¼r die Quartale
IV/1997 und I/1998 vom 30. Oktober 1998 focht sie nicht gesondert an.

Mit ihren WidersprÃ¼chen gegen die Quartalsabrechnungsbescheide fÃ¼r IV/1997
bis II/1998 beanstandete sie bestimmte Punkte, nÃ¤mlich sachlich-rechnerische
Richtigstellungen, die Regelungen Ã¼ber die Praxis- und Zusatzbudgets sowie die
Zugrundelegung eines zu geringen Punktwertes. Die Beklagte wies die
WidersprÃ¼che zurÃ¼ck. Sie fÃ¼hrte aus, dass die Beanstandungen unberechtigt
seien. Sie wies zudem darauf hin, dass in diesem Verfahren keine MÃ¶glichkeit
bestehe, die Berechnungen der MehrvergÃ¼tungen nach der Modellvereinbarung
zu Ã¼berprÃ¼fen, weil die KlÃ¤gerin die inzwischen darÃ¼ber ergangenen
gesonderten Bescheide nicht angefochten habe (Widerspruchsbescheid vom 24. Juli
2002).
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Die KlÃ¤gerin hat ihre Klage im bereits laufenden Berufungsverfahren auf diesen
Bescheid erstreckt und hÃ¶here MehrvergÃ¼tungen nach der Modellvereinbarung
begehrt. Sie hat geltend gemacht, die Beklagte hÃ¤tte in ihrem
Widerspruchsbescheid auch Ã¼ber die MehrvergÃ¼tungen entscheiden mÃ¼ssen,
weil die darÃ¼ber ergangenen Bescheide gemÃ¤Ã� Â§ 86 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) Gegenstand der gegen die Quartalsabrechnungsbescheide gerichteten
Widerspruchsverfahren geworden seien.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckgewiesen
und die Klage der KlÃ¤gerin abgewiesen (Urteil vom 21. Januar 2003). Zwar sei die
Klageerweiterung sachdienlich; eine inhaltliche Ã�berprÃ¼fung der
MehrvergÃ¼tung nach der Modellvereinbarung fÃ¼r die Quartale IV/1997 und
I/1998 scheide aber aus, da die KlÃ¤gerin hinsichtlich dieser Quartale lediglich die
Quartalsabrechnungsbescheide, nicht aber auch die spÃ¤teren zusÃ¤tzlichen
Honorarbescheide Ã¼ber die MehrvergÃ¼tungen angefochten habe. Sie habe ihre
WidersprÃ¼che gegen die Quartalsabrechnungsbescheide thematisch eingegrenzt,
nÃ¤mlich als AnfechtungsgrÃ¼nde die Rechtswidrigkeit sachlich-rechnerischer
Richtigstellungen sowie der Regelungen Ã¼ber die Praxis- und Zusatzbudgets sowie
des zu Grunde gelegten Punktwertes angefÃ¼hrt. Die WiderspruchsbegrÃ¼ndung
vom 15. Mai 1998 habe schon vom zeitlichen Ablauf her noch nicht die Bemessung
der NachvergÃ¼tungen betreffen kÃ¶nnen, weil die Bescheide hierÃ¼ber erst mit
Datum vom 30. Oktober 1998 ergangen seien. Insoweit seien unterschiedliche
Abrechnungsposten betroffen, die voneinander getrennte Teile der Abrechnung
betrÃ¤fen und keinen einheitlich anzufechtenden Regelungsgehalt darstellten, wie
auch die Verwaltungspraxis der Beklagten mit gesondert ergehenden Bescheiden
zeige.

Die KlÃ¤gerin macht mit ihrer Revision geltend, die Honorarbescheide Ã¼ber die
MehrvergÃ¼tungen fÃ¼r die Quartale IV/1997 bis I/1998 seien Gegenstand der
Widerspruchsverfahren gegen die Quartalsabrechnungsbescheide geworden. Die
gesonderten Honorarbescheide Ã¼ber die MehrvergÃ¼tungen hÃ¤tten die
Quartalshonorarbescheide im Sinne des Â§ 86 SGG geÃ¤ndert bzw ergÃ¤nzt, sodass
die im Berufungsverfahren erfolgte â�� und vom LSG als sachdienlich bewertete
â�� Erstreckung der Klage auf den Widerspruchsbescheid vom 24. Juli 2002 sie
miterfasse. Dem kÃ¶nne nicht entgegengehalten werden, sie â�� die KlÃ¤gerin â��
habe ihre WidersprÃ¼che gegen die Quartalsabrechnungsbescheide eingegrenzt.
Sie habe diese ohne Eingrenzung eingelegt. Eine EinschrÃ¤nkung ergebe sich auch
nicht aus den BegrÃ¼ndungen der WidersprÃ¼che. Sei wie im vorliegenden Fall
eine BegrÃ¼ndung des Widerspruchs nicht vorgeschrieben, so fÃ¼hre eine
dennoch gegebene BegrÃ¼ndung nicht zur Begrenzung des Widerspruchsumfangs,
sondern diene nur zur Verdeutlichung der Beschwer und zur Erleichterung der der
Widerspruchsstelle obliegenden Ã�berprÃ¼fung. In solchen FÃ¤llen mÃ¼sse die
Beklagte jedenfalls, wenn sie doch eine Eingrenzung durch die BegrÃ¼ndung
annehmen wolle, beim WiderspruchsfÃ¼hrer nachfragen. Nur dies trage der
Entscheidung des GroÃ�en Senats vom 19. Februar 1992 (BSGE 70, 133, 135 = 
SozR 3-1300 Â§ 24 Nr 6 S 17 = NJW 1992, 2444) Rechnung, der eine
Ã�berprÃ¼fung unter allen rechtlichen und tatsÃ¤chlichen Gesichtspunkten
unabhÃ¤ngig von den in der Klageschrift aufgefÃ¼hrten fordere. Die Beklagte
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hÃ¤tte schlieÃ�lich auch deswegen keine Eingrenzung annehmen dÃ¼rfen, weil sie
â�� die KlÃ¤gerin â�� schon in den Vorquartalen stets die NachvergÃ¼tungen als
unzureichend beanstandet habe und keine Anhaltspunkte dafÃ¼r bestanden
hÃ¤tten, dass bzw warum sie nun plÃ¶tzlich mit der gleichen
NachvergÃ¼tungsberechnung hÃ¤tte einverstanden sein sollen. Rechtlich ohne
Bedeutung sei der Hinweis, EinschrÃ¤nkungen von Rechtsmittelverfahren kÃ¶nnten
wegen der ErmÃ¤Ã�igung des Gegenstandswertes und der Reduzierung des
Kostenrisikos gerade im Interesse von RechtsmittelfÃ¼hrern liegen, was im
Ã�brigen allenfalls fÃ¼r die AnwaltsgebÃ¼hren relevant sei. Mithin hÃ¤tte das LSG
die Bescheide vom 30. Oktober 1998 inhaltlich Ã¼berprÃ¼fen mÃ¼ssen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 21. Januar 2003
aufzuheben, soweit die Klage abgewiesen worden ist, und die Beklagte hinsichtlich
der Quartale IV/1997 und I/1998 (AOK) â�� unter Ã�nderung der
NachvergÃ¼tungsbescheide fÃ¼r diese Quartale in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24. Juli 2002 â�� zu verpflichten, sie â�� die
KlÃ¤gerin â�� unter Beachtung der Rechtsauffassung des Senats neu zu
bescheiden.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die im Berufungsurteil dargelegte Auffassung fÃ¼r zutreffend, dass die
KlÃ¤gerin die Bescheide Ã¼ber die NachvergÃ¼tungen nach der
Modellvereinbarung fÃ¼r die Quartale IV/1997 und I/1998 nicht angefochten habe.
Die KlÃ¤gerin habe Widerspruch lediglich gegen die Quartalsabrechnungsbescheide
eingelegt, und dies auch nur eingegrenzt auf bestimmte Teilbereiche der
Honorarabrechnung. Hierin habe ein bloÃ�er Teilwiderspruch gelegen. Die
Teilbarkeit sei gerade fÃ¼r Honorarabrechnungen und Abrechnungsbescheide
typisch. Das Vorliegen gesonderter Teile ergebe sich im vorliegenden Fall zudem
daraus, dass der VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin erst lange nach Ergehen der
Quartalsabrechnungsbescheide entstanden sei, nÃ¤mlich erst, nachdem am 28. Juli
1998 die Weitergeltung der Modellvereinbarung fÃ¼r die Quartale III/1997 bis
II/1998 rÃ¼ckwirkend beschlossen worden sei und die KlÃ¤gerin erneut ihre
Teilnahme erklÃ¤rt habe. Die Honorarbescheide Ã¼ber die MehrvergÃ¼tungen
seien auch nicht gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG als Ã�nderungen der
Quartalshonorarbescheide in das Verfahren hineingewachsen. Diese Regelung
erfasse solche MehrvergÃ¼tungsbescheide nicht. Ihre Anwendung in solchen
Konstellationen hÃ¤tte sonst die Einbeziehung nachtrÃ¤glicher Zahlungen jeglicher
Art zur Folge, zB solcher aus erst spÃ¤ter zum Abschluss gebrachten
SondervergÃ¼tungsvereinbarungen mit den Krankenkassen und aus erst
nachtrÃ¤glich abgeschlossenen GesamtvergÃ¼tungsvereinbarungen. Derartige
Erweiterungen anhÃ¤ngiger Rechtsschutzverfahren wÃ¼rden erhebliche
zusÃ¤tzliche RÃ¼ckstellungen und/oder die Aufnahme von
VorlÃ¤ufigkeitshinweisen in die Honorarbescheide erfordern.

II
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Die Revision der KlÃ¤gerin â�� einer vertragsÃ¤rztlichen Gemeinschaftspraxis in
der Form einer BGB-Gesellschaft, die die Parteistellung der Gesellschafter nach
entsprechender Rubrumsberichtigung eingenommen hat (hierzu s BGH NJW 2003,
1043; BGH NJW-RR 2004, 275, 276) â�� ist unbegrÃ¼ndet. Denn das LSG ist im
Ergebnis zu Recht zu der Auffassung gelangt, dass es die
VergÃ¼tungsberechnungen nach der Modellvereinbarung fÃ¼r die AOK-
BehandlungsfÃ¤lle in den Quartalen IV/1997 und I/1998 wegen der Bestandskraft
der Bescheide nicht hat Ã¼berprÃ¼fen dÃ¼rfen.

Die vom LSG als sachdienlich zugelassene Klageerweiterung gemÃ¤Ã� Â§ 99 Abs 1
SGG (zur BeschrÃ¤nkung der Ã�berprÃ¼fung der Sachdienlichkeit s BSG SozR
4-2500 Â§ 117 Nr 1 RdNr 16), mit der die KlÃ¤gerin hÃ¶here VergÃ¼tungen nach
der Modellvereinbarung "Ambulantes Operieren" fÃ¼r die Quartale IV/1997 und
I/1998 gefordert hat, hat es dem Gericht nicht ermÃ¶glicht, die Berechnungen der
MehrvergÃ¼tungen inhaltlich zu prÃ¼fen. Denn die Honorarbescheide Ã¼ber die
MehrvergÃ¼tungen waren bestandskrÃ¤ftig. Sie waren weder gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG
Gegenstand des Widerspruchsverfahrens gegen die Quartalsabrechnungsbescheide
geworden, noch waren sie anderweitig angefochten worden.

Die Bescheide Ã¼ber die MehrvergÃ¼tungen nach der Modellvereinbarung wurden
deshalb nicht gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG (= Â§ 86 Abs 1 SGG in der damals â�� vor der
zum 1. Januar 2002 erfolgten Aufhebung der Abs 2 bis 4 SGG â�� geltenden
Fassung) Gegenstand des Widerspruchsverfahrens gegen die
Quartalsabrechnungsbescheide, weil der in dieser Vorschrift geregelte Fall nicht
gegeben war. Â§ 86 SGG erfasst nur solche neuen Verwaltungsakte, die einen
Verwaltungsakt, der bereits durch Widerspruch angefochten war, Ã¤ndern oder â��
unter Aufrechterhaltung der belastenden Wirkung â�� ersetzen (zur Auslegung der 
Â§Â§ 86, 96 Abs 1 SGG s zB Binder in Binder/Bolay (Hrsg), SGG, 2003, Â§ 86 RdNr 2,
Â§ 96 RdNr 7 f, und Pawlak in Hennig (Hrsg), SGG, Â§ 96 RdNr 34 ff). Dabei ist
erforderlich, dass in einen VerfÃ¼gungssatz des frÃ¼heren Bescheids durch einen
spÃ¤teren Bescheid eingegriffen wird, dh dass die Bescheide â�� zumindest
teilweise â�� denselben Streitgegenstand betreffen (vgl dazu BSGE 45, 49, 52 =
SozR 1500 Â§ 96 Nr 6 S 12; BSGE 47, 168, 170 = SozR 1500 Â§ 96 Nr 13 S 19 f; BSG
SozR aaO Nr 27 S 35; s auch GroÃ�er Senat, BSGE 75, 159, 165 = SozR 3-1300 Â§
41 Nr 7 S 13 f; vgl ferner zB BSGE 83, 52, 53 = SozR 3-2500 Â§ 85 Nr 28 S 202; BSG
SozR aaO Nr 27 S 192; aus dem Schrifttum insbesondere Pawlak aaO RdNr 35-37,
207 f).

Dies war im VerhÃ¤ltnis von dem Quartalshonorarbescheid zu dem
MehrvergÃ¼tungsbescheid nicht der Fall. Der Quartalsabrechnungsbescheid und
der MehrvergÃ¼tungsbescheid ergingen auf unterschiedlicher Grundlage. Der
Quartalsabrechnungsbescheid beschrÃ¤nkte sich auf die Honorarabrechnung nach
dem Einheitlichen BewertungsmaÃ�stab fÃ¼r vertragsÃ¤rztliche Leitungen (EBM-
Ã�) und nach den weiteren Honorarregelungen wie dem
HonorarverteilungsmaÃ�stab (HVM); die MehrvergÃ¼tung nach der
Modellvereinbarung hat ihre Grundlage nicht im EBM-Ã� oder HVM, sondern allein in
dieser Vereinbarung. Mithin tangierte der MehrvergÃ¼tungsbescheid nicht die
Richtigkeit, den Bestand oder die VollstÃ¤ndigkeit des
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Quartalsabrechnungsbescheides und betraf damit nicht denselben Streitgegenstand
wie der Quartalsabrechnungsbescheid. Daher war er im VerhÃ¤ltnis zu diesem kein
nachtrÃ¤glich Ã¤ndernder, ersetzender oder modifizierender Bescheid im Sinne des 
Â§ 86 SGG.

Eine gegenstÃ¤ndliche Ã�berschneidung zwischen dem MehrvergÃ¼tungs- und
dem Quartalsabrechnungsbescheid ergibt sich auch nicht daraus, dass die
Bemessung der MehrvergÃ¼tung nach der Modellvereinbarung durch Ermittlung
des Unterschiedes zwischen den hierin ausgeworfenen DM-BetrÃ¤gen und den auf
Grund von EBM-Ã� und HVM gewÃ¤hrten Quartalspunktwerten erfolgte. Diese
Differenzberechnung diente lediglich zur Feststellung der HÃ¶he der
selbststÃ¤ndigen Zusatzzahlung. Dies war erforderlich zur Vermeidung von
Doppelhonorierungen. Anspruchsgrundlage fÃ¼r die NachvergÃ¼tung blieb allein
die Modellvereinbarung, und der Quartalshonorarbescheid blieb als solcher
unangetastet.

SchlieÃ�lich kommt eine "entsprechende" Anwendung der Â§Â§ 86, 96 Abs 1 SGG
auf den MehrvergÃ¼tungsbescheid nicht in Betracht. Zwar werden diese
Regelungen im allgemeinen Sozialrecht Ã¼ber die FÃ¤lle Ã¤ndernder, ersetzender
und ergÃ¤nzender Bescheide im genannten Sinne hinaus auch auf sog
Folgebescheide, in denen "im Kern Ã¼ber dieselben Rechtsfragen" entschieden
wird, analog angewendet (vgl hierzu zB BSGE 45, 49, 53 = SozR 1500 Â§ 96 Nr 6 S
13; SozR 3-1500 Â§ 96 Nr 3 S 5 mwN; sinngemÃ¤Ã� auch BSGE 91, 128 = SozR
4-2700 Â§ 157 Nr 1, jeweils RdNr 8; eingehend Pawlak aaO RdNr 114 ff). Eine solche
analoge Anwendung ist jedoch bei den in Frage stehenden
MehrvergÃ¼tungsbescheiden ausgeschlossen, da in ihnen wegen der
unterschiedlichen Rechtsgrundlagen schon nicht im Kern Ã¼ber dieselben
Rechtsfragen entschieden wurde wie in den Quartalsabrechnungsbescheiden.
Zudem gilt der Bereich der entsprechenden Anwendung der Â§Â§ 86, 96 Abs 1 SGG
ohnehin generell nicht fÃ¼r vertragsÃ¤rztliche Honorarstreitigkeiten (BSGE 78, 98,
101 bis 103 = SozR 3-2500 Â§ 87 Nr 12 S 36 bis 38; BSG SozR 3-2500 Â§ 85 Nr 16 S
99; Nr 27 S 193).

Die inhaltliche Ã�berprÃ¼fung der Bescheide Ã¼ber die MehrvergÃ¼tungen nach
der Modellvereinbarung, die mithin nicht durch Â§ 86 SGG erÃ¶ffnet war, ist auch
nicht aus anderem Grund, dh infolge Anfechtung dieser Bescheide, mÃ¶glich
gewesen. Voraussetzung hierfÃ¼r wÃ¤re, dass die KlÃ¤gerin sie entweder
selbststÃ¤ndig oder innerhalb des bereits laufenden Widerspruchs- oder
Gerichtsverfahrens rechtzeitig angefochten hÃ¤tte. Ein selbststÃ¤ndiger
Widerspruch gegen die Richtigkeit der Berechnungen der MehrvergÃ¼tungen fÃ¼r
die Quartale IV/1997 und I/1998 liegt nicht vor, und auch innerhalb des bereits
laufenden â�� gegen die Quartalsabrechnungsbescheide gerichteten â��
Widerspruchs- oder Gerichtsverfahrens ist keine rechtzeitige Anfechtung erfolgt.
Erstmals mit ihrem Schriftsatz vom 30. April 2002 an das LSG hat sie auf die
NachvergÃ¼tungsberechnungen Bezug genommen und deren Richtigkeit
beanstandet. Zu diesem Zeitpunkt â�� mehr als dreieinhalb Jahre nach dem
Ergehen der Bescheide â�� waren die Bescheide bestandskrÃ¤ftig. Denn die
Jahresfrist, die fÃ¼r die Anfechtung von Bescheiden gilt, denen keine
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Rechtsbehelfsbelehrung beigefÃ¼gt ist (Â§ 66 Abs 2 SGG), war bereits abgelaufen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 und 4 SGG in der bis zum 1. Januar
2002 geltenden und hier noch anzuwendenden Fassung (vgl BSG SozR 3-2500 Â§
116 Nr 24 S 115 ff).

Erstellt am: 04.07.2005

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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